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Kleine Anfrage 8594 
 
des Abgeordneten Ralf Witzel   FDP 
 
 
Fehlkalkulation bei der Grundsteuerreform – Welche Folgen haben die vermeintlich 
aufkommensneutralen Hebesatzberechnungen des Finanzministers für Kommunen und 
Steuerpflichtige? 
 
 
Im Zuge der Umsetzung der Grundsteuerreform hat der Finanzminister im Jahr 2024 
vermeintlich aufkommensneutrale Hebesätze für jede der 396 nordrhein-westfälischen 
Kommunen auf der Website der Finanzverwaltung veröffentlicht. Diese sollten den Städten 
und Gemeinden nach Angaben des Finanzministeriums als Orientierung dafür dienen, mit 
welchen Hebesätzen das bisherige Grundsteueraufkommen nach Inkrafttreten der Reform 
zum 1. Januar 2025 rechnerisch konstant gehalten werden kann.  
 
Kurz darauf wurde Kritik an diesen vermeintlich aufkommensneutralen Hebesätzen von Seiten 
der Kommunen laut. Sie zweifelten die Validität der Daten an, denn diese seien bereits zum 
Veröffentlichungszeitpunkt veraltet gewesen. Im WAZ-Artikel vom 8. Juli 2024 „Nächste Runde 
im Grundsteuer-Streit – Städte kritisieren „Irreführung“ des Landes“ wirft der Städtetag 
Nordrhein-Westfalen dem Finanzminister vor, den Kommunen „irreführende Daten“ zur 
Verfügung zu stellen. Die Angaben seien längst überholt. Infolgedessen wurden die 
Berechnungen im September 2024 aktualisiert.1 
 
Bereits in mehreren Kleinen Anfragen hat die FDP-Landtagsfraktion die tatsächlichen 
Auswirkungen der Grundsteuerreform auf Kommunen und Steuerpflichtige sowie die 
Anwendung einheitlicher und differenzierter Hebesätze thematisiert. Die Landesregierung hat 
dabei in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 6541 vom 1. Oktober 2025 zuletzt die zum 30. 
Juni 2025 festgelegten Hebesätze der Kommunen sowie deren Grundsteueraufkommen im 
Jahr 2024 offengelegt.2 
 
Auswertungen der tatsächlichen Kassenergebnisse für das erste Jahr nach Inkrafttreten der 
Reform lassen nun begründete Zweifel daran aufkommen, ob die vom Land veröffentlichten 
Hebesätze ihrem Anspruch der Aufkommensneutralität tatsächlich gerecht geworden sind. 
Nach aktueller Presseberichterstattung kritisiert der Städtetag Nordrhein-Westfalen, dass die 
Empfehlungen des Landes aufgrund der veralteten Datenlage in zahlreichen Kommunen 
gerade nicht zu einem gleichbleibenden Aufkommen, sondern zu Mindereinnahmen geführt 
hätten.  
 

 
1 https://www.land.nrw/pressemitteilung/grundsteuer-land-aktualisiert-berechnung-der-
aufkommensneutralen-hebesaetze 
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Viele Städte hätten sich bei ihrer Hebesatzfestsetzung auf die Berechnungen des Landes 
verlassen und müssten ihre Hebesätze im Jahr 2026 nun erhöhen, um die ursprünglich 
angestrebte Aufkommensneutralität nachträglich herzustellen.3 Teilweise wird dieser neue 
Grundsteuerhammer noch dadurch verschärft, dass Kommunen die unter ihren Erwartungen 
ausgefallenen Einnahmen des Jahres 2025 nachträglich als Zusatzbelastung des Jahres 2026 
nachholen, wie beispielsweise in der Stadt Essen. 
 
Eine Auswertung des Bundes der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen (BdSt NRW) bestätigt 
diese Entwicklung: 140 von 396 Kommunen haben nach Angaben des BdSt ihre Hebesätze 
bei der Grundsteuer B im Jahr 2026 erhöht. In nur drei Fällen wurden die Hebesätze im 
Vergleich zum Vorjahr gesenkt.4 Verschärfend kommt hinzu, dass nach wie vor eine hohe 
Rechtsunsicherheit in Bezug auf die Anwendung des von CDU und Grünen eingeführten und 
nach wie vor rechtlich hoch problematischen sowie umstrittenen Hebesatz-Splittings bei der 
Grundsteuer B besteht. Mehrere Städte sind mit der Ausgestaltung ihrer differenzierten 
Hebesätze im Jahr 2025 bereits vor Gericht gescheitert, sodass etliche Kommunen zu einem 
einheitlichen Hebesatz zurückgekehrt sind.5 Dies hat zur Folge, dass Eigentümer und Mieter 
von Wohngrundstücken aktuell wie zukünftig teils deutlich mehrbelastet werden. 
 
Damit stellt sich die Frage, wie belastbar die seinerzeit vom Finanzminister veröffentlichten 
Berechnungen tatsächlich gewesen sind, und welche konkreten finanziellen Folgen sich 
daraus für die nordrhein-westfälischen Kommunen sowie letztlich für die Steuerpflichtigen 
ergeben haben. Zugleich ist zu klären, wie sich die kommunale Anwendung differenzierter 
Hebesätze im zweiten Jahr nach Inkrafttreten der Reform entwickelt hat. Alle Kommunen 
haben bis 30. Juni 2026 ihre Hebesatzentscheidungen des laufenden Jahres getroffen. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Wie hoch ist jeweils das Ist-Aufkommen aus der Grundsteuer – bitte differenziert nach 

Grundsteuer A, B und C sowie insgesamt je Kommune und landesweit – der einzelnen 
396 nordrhein-westfälischen Kommunen im Jahr 2025 im Vergleich zum Jahr 2024 
gewesen? 

 
2. Wie haben sich die gesplitteten oder einheitlichen Hebesätze bei der Grundsteuer B der 

396 nordrhein-westfälischen Kommunen im Jahr 2026 jeweils im Vergleich zum Jahr 
2025, bitte unter Angabe der jeweiligen prozentualen Veränderung, entwickelt? 

 
3. Namentlich welche einzelnen Kommunen sind der Landesregierung bekannt, die sich in 

ihren demokratischen Vertretungen jeweils für die Festlegung eines gesonderten 
Hebesatzes für baureife Grundstücke (Grundsteuer C) für das Jahr 2026, bitte jeweils 
unter Angabe der konkret beschlossenen Hebesatzhöhe, entschieden haben? 

 
4. Wie hat sich das Ist-Aufkommen bei der Grundsteuer B im Jahr 2025 im Vergleich zum 

Vorjahr 2024 bei genau denjenigen Kommunen entwickelt, deren gesplitteter oder 
einheitlicher Hebesatz im Jahr 2025 den jeweiligen aufkommensneutralen Hebesätzen 
in der auf der Website der Finanzverwaltung abrufbaren Übersicht des Finanzministers 
entsprochen hat? 

 
3 Rheinische Post: Wie ein Ministeriumsfehler Mieter und Eigentümer belastet, 03.08.2026 
4 Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen e.V.: Grundsteuer B macht Wohnen teurer: BdSt-
Hebesatzvergleich NRW 2026, 19.07.2026 
5 https://www.justiz.nrw/presse/2025-12-04; https://www.vg-
duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/2026/10_03_26/index.php   

https://www.justiz.nrw/presse/2025-12-04
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5. Wie haben sich die gesplitteten oder einheitlichen Hebesätze bei der Grundsteuer B bei 
den Kommunen im Sinne der Frage 4 im Jahr 2026 im Vergleich zum Vorjahr 2025 
entwickelt? 

 
 
 
Ralf Witzel 


